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Deutſchland. 


7 Berlin, den 11. Febr. Ueber die Berhältniffe in Mecklen⸗ 
burg⸗Schwerin bin ich durch Privatbeziehungen in den Stand ge⸗ 
ſetzt, Ihnen intereſſante Mittheilungen zu machen. Was zunächſt die 
für Mecklenburg jetzt wichtigſte Angelegenheit, die Verfaſſungs⸗ 
frage, anbetrifft, jo kommen alle Parteien, mit Ausnahme natürlich 
der ganz eutſchiedenen äußerſten Rechten oder der Junkerpartei, über⸗ 
ein, daß ſie die zwiſchen Fürſt und Volk vereinbarte Verfaſſung zu be⸗ 
halten wünſchen, obwohl ſie der dort ſogenannten Reformpartei nicht 
weit genug greift, während die Gemäßigteren nicht verkennen, daß ihre 
politiſchen Freunde das Wohl des Landes Preis gegeben haben, um 
nur a tout prix die Verfaſſung zu Stande zu bringen, ganz wie man 
auch hier über die hieſigen Verhältniſſe ähnliche Stimmen vernimmt. 
Vielen werden ſogar dabei unlautere Abſichten beigemeſſen, Aemter⸗ 
und Stellenjagd u. dergl. Namentlich beſchwert man ſich über die Art 
und Weiſe, wie die Bildung des ſogenannten Hausgutes und die 
Feſtſtellung der Civilliſten zu Stande gekommen iſt. Während nach 
den erſten Vorlagen die Krone einſchließlich des Ertrages des Haus⸗ 
guts eine Givillifte von 350,000 Thlrn. begehrte, hat fie faktiſch 
800,00: Thlr. erhalten, d. h. mehr als das Doppelte. Deſſenungeach⸗ 
tet wünſcht man das Staatsgrundgeſetz zu behalten, weil man wohl 
einſieht, daß die nachtheiligen Beſtimmungen deſſelben nicht würden 

enommen werden, wenn man nochmals zur Vereinbarung einer Ver⸗ 
aſſung mit den alten Ständen zurückkehren wollte. Die Krone würde 
ſich die für ſie vortheilhaften Beſtimmungen des jetzigen Staatsgrund⸗ 
geſetzes, namentlich das Hausgut und die Civilliſte nicht nehmen laſſen, 
während man die gewonnenen liberalen conſtitutio nellen Beſtimmun⸗ 
gen deſſelben zu Gunſten der Junkerpartei beſchränken würde. Darum 
hält jetzt Alles zuſammen für die Verfaſſung; darum hat natürlich 
auch der Proteſt des Königs von Preußen keinen günſtigen Eindruck 
hervorgebracht, darum hat man auch eine Abneigung gegen das Er⸗ 
furter Parlament. — Leider herrſcht in Mecklenburg uberhaupt eine 
Abneigung gegen Preußen. Dieſe Abneigung iſt noch geſteigert worden 
durch das Bündniß vom 26. Mai, weil nach $. 33 deſſelben der An⸗ 
ſchluß Mecklenburgs an den großen Zollverein bedingt wird. Der 
Zollverein, dieſe Zierde Preußiſcher Schöpfung, iſt den meiſten Meck⸗ 
lenburgern verhaßt. Wie ſoll da die Verwirklichung der Idee Deutſcher 
Einheit möglich ſein, wenn jeder Duodezſtaat immer noch allein ſeine 
Sonderintereſſen in den Vordergrund ſtellen will. Jetzt, wo der An⸗ 
ſchluß an den Zollverein immer größere Nothwendigkeit wird, iſt der 
Handelsſtand des ganzen Landes zu einem geſchloſſenen Vereine zu⸗ 
ſammengetreten, deſſen Centralleitung von Roſtock aus gehandhabt 
wird. Der Geſammtvorſtand dieſes Vereines hat gemeint, es ſei feine 
Pflicht, mit einer Vorſtellung zum Schutze der „gefährdeten“ Juter⸗ 
eſſen an das Miniſterium ſich zu wenden. Alle Lokalvereine der Meck⸗ 
lenburgiſchen Städte haben ähnliche Vorſtellungen an das Miniſte⸗ 
rium gerichtet, um die Wirkung der Vorſtellung ihres Geſammtvor⸗ 
ſtandes zu verſtärken. Die Antwort des Miniſteriums iſt glücklicher 
Weiſe in mehr Deutſchem Sinne gehalten, als die Vorſtellungen, ſo 
daß der Auſchluß an den Zollverein alſo jedenfalls in Ausſicht ſteht. 

— (D. R.) In der Sitzung des Obertribunals vom 9. d. ift 
eine Unterſuchung verhandelt, deren Reſultat in Bezug auf den jetzt 
ſchwebenden Steuerverweigerungs⸗Prozeß von höchitem Jutereſſe iſt. 
Der Prediger Johann Friedrich Baltzer zu Zwochau war gleichzeitig 
wegen einer Majeſtätsbeleidigung und wegen Aufruhrs angeklagt, und 
zwar letzteres, weil er ſich durch ſeine Thätigkeit für Ausführung des 
Steuerverweigerungs⸗Beſchluſſes vom 14. November 1848 und durch 
Aufreizung zur Nichtgeftellung der zum Dienſt einberufenen Landwehr 
hervorgethan haben ſollte. Anlangend die Beförderung jenes Be⸗ 
ſchluſſes, fo fällt feine Handlungsweiſe in die Kategorie des von den 
hieſigen Angeklagten eingeſchlagenen Verfahrens. Er hatte von dem 
Aſſeſſor Linden Plakate, auf denen der Beſchluß abgedruckt war, in 
Halle erhalten, dieſelben in Schkeuditz, Gleſien, Zwochau und Delitzſch 
verbreitet und ſich einer Deputation angeſchloſſen, welche der dortige 
Volksverein an die Stadtverordneten in Delitzſch geſandt hatte, um 
dieſelben zur Steuerverweigerung zu bewegen. Durch den Spruch der 
Geſchworenen wurde er abgeſehen von der Majeſtätsbeleidigung, für 
ſchuldig erachtet, durch die Verbreitung des fraglichen Beſchluſſes und 
durch Aufreizung einberufener Landwehrmänner zur Nichtgeſtellung 
den Verſuch gemacht zu haben, eine Klaſſe des Volkes, beziehungs- 
weiſe die Mitglieder einer Gemeinde zuſammenzubringen, um ſich der 
Ausführung obrigkeitlicher Verfügung mit vereinigter Gewalt zu wi⸗ 
derſetzen, oder etwas von der Obrigkeit zu erzwingen. Der Gerichts- 
hof zu Halle verurtheilte den Baltzer wegen Majeſtätsbeleidigung und 
verſuchten Aufruhrs zu 4 Monat Gefaͤngniß, 30 Thlr. Geldbuße, 
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ſchaft als der Angeklagte, haben dagegen die Nichtigkeitsbeſchwerde 
eingelegt. Die des letztern, welche insbeſondere wegen der Kokarde 
und der Amtsentſetzung interponirt war, iſt am 9. verworfen. Da⸗ 
gegen iſt auf den Antrag der Staatsanwaltſchaft die Strafe auf zwei 
Jahr Gefängniß erhöht, indem das Obertribunal die Strafe nicht wie 
der Schwurgerichtshof aus $. 14 des Geſetzes vom 30. Juni 1849, 
ſondern aus 8. 167. Tit. 20. Theil II. Allg. Landrechts abgemeſſen 
hat. Die Bedeutung dieſes Spruchs wird ſich bei den Plaidoyers in 
dem hieſigen Prozeſſe zeigen, wenn anders die Geſchworenen ein Schul⸗ 
dig ausſprechen, und wenn über die Anwendung des Geſetzes debattirt 
wird. g. 13. und 14. beſtimmen nämlich die Strafen für die Aufrei⸗ 
zung zur Verübung eines Verbrechens, indem die Aufreizung nach den 
Umſtänden als Theilnahme an dem Verbrechen ſelbſt, oder als Verſuch 
des Verbrechens ‚qualifieist wird. Die Staatsanwaltſchaft hat aber 
gegen die Anwendung dieſer Vorſchriften auf die in Rede ſtehenden 
Handlungen proteſtirt, weil als der letzte Zweck der Aufreizung hier 
nicht die unerlaubte Handlung ſelbſt, ſondern der Auftuhr erſcheint, 
welcher erſt durch die unerlaubten Handlungen hevorvorgerufen wer⸗ 
den ſollte, und das Obertribunal ſcheint dieſe Auffaſſung des Sach- 
verhältniſſes adoptirt zu haben, in Folge deren das Verfahren der 
Steuerverweigerer allerdings mit einer erheblich härteren Strafe be⸗ 
droht iſt, als die Vertheidigung mit Rüͤckſicht auf die Verordnung vom 
20. Juni v. J. für den Fall des Schuldig ausführen wird. 

Berlin, den 12. Februar. (Berl. N.) Se. Majeſtät der Kö⸗ 
nig befichtigte geftern in der Mittagsſtunde das im Gießhauſe aufge 
ſtellte Modell zu der nach Thorn beſtimmten Statue des Copernitus 
vom Prof. Tieck, und ſprach über die Ausführung feine Zuftieden⸗ 
heit aus. Das Formen der Statue wird Hr. Fiſcher bald beginnen. 
— Das Miniſterium hat den Präſidenten der Kammern ein Verzeich⸗ 
niß der für das Volkshaus zu Erfurt gewählten Preußiſchen Abgeord⸗ 
neten zugehen laſſen, um zu verhindern, daß Wahlen für das Staa⸗ 
teuhaus auf eine der bereits in das Volkshaus gewählten Perſonen 
falle. — Vor dem Schluß der diesjährigen Diät werden unſere Kam⸗ 
mern noch über die Regulirung der Verhältniſſe des Großherzogthums 
Poſen Beſchluß zu faſſen haben. In der zweiten Kammer iſt die 
Vorberathung des zum Zwecke der Begutachtung der betreffenden Re⸗ 
gierungsvorlage niedergeſetzten Ausſchuſſes gegenwärtig beendet. Die 
Majorität dieſes Ausſchuſſes hat ſich zu folgendem Antrage vereinigt: 
„Die hohe Kammer wolle beſchließen, ihre Zuſtimmung zur Einverlei⸗ 
bung des noch nicht zu Deutſchland gehörigen Theiles der Provinz 
Poſen in den Deutſchen Bund unter der Bedingung zu ertheilen, daß 
vorher die Provinz Poſen als ein Ganzes aufgelöſet und ihre Beſtand⸗ 
theile den angrenzenden Provinzen Preußen, Brandenburg und Schle⸗ 
ſien zugetheilt werden.” Anträge zur Wahrung der beſonderen Inter⸗ 
eſſen der Stadt Poſen und zu Gunſten der nationalen Intereſſen 
der Polniſchen Bevölkerung, fanden keine ausreichende Bevor: 
wortung. — Die Wahlmänner des 3. Wahlkreiſes gaben am 9. zu 
Ehren des von ihnen in das Volkshaus zu Erfurt gewählten Abgeord⸗ 
neten, Miniſters von Manteuffel, im Lokale der großen Landesloge 
ein Feſtmahl. Der Herr Miniſter erſchien erſt gegen 10 Uhr, dage⸗ 
gen Hr. General Wrangel, der Wahlmann dieſes Bezirks iſt, ſchon 
um 9 Uhr. Der tapfere General wurde, als er ſich nach der Tafel 
zurückzog, mit einem Lebehoch entlaſſen. — Im Engliſchen Haufe 
fand vorgeſtern der diesjährige Studentenball ftatt. Die Verſamm⸗ 
lung war glänzend, und durch die Anweſenheit mehrerer hoher Staats- 
beamten geziert. Der Rektor Buſch dankte den Wirthen in einem 
Toaſt auf die „Träger der Zukunft“. — Die Füſiliere des 2. Garde⸗ 
Regiments haben in dieſen Tagen neue, dem Schwerte ähnliche, Sei⸗ 
tengewehre, gleich denen der Artillerie, erhalten. — Das Fremden⸗ 
blatt meldet die Ankunft vier feltener Gäſte in unſerer Stadt, nämlich 
der Rentiers Ibrahim Hauſſing, Abſalom ben Syda, Said ben Ally, 
Hamed ben Ally aus Marocco. 

Sitzung des Schwurgerichtshofes vom 9. Februar. Der 
Steuerverweigerungs-Prozeß. Der Rechtsanwalt Moritz hat, nach 
der Anklage, als Abgeordneter der Stadt Torgau den Steuerverwei⸗ 
gerungsbeſchluß mitgefaßt und ihn in ſeinem Wahlkreiſe verbreitet. 
Der Angeklagte geſteht die erſte Thatſache zu, beſtreitet aber die zweite. 
Er giebt zu, und es wird dies auch durch die Zeugenausſagen erwieſen, 
daß er in zwei Briefen die Proklamation vom 18. November einmal 
an ſeinen Freund, einmal an ſeine Schwiegermutter geſchickt habe, be⸗ 
ſtreitet aber, daß er denſelben die Aufforderung, fie zu verbreiten, bins 
zugefügt habe, und beweiſt, daß nur ein Zufall die Veröffentlichung 
der Proklamation herbeigeführt hat. Es wird ferner durch Zeugen er⸗ 
wieſen, daß der Angeklagte in Torgau ſtets zur Aufrechterhaltung der 
Ordnung und des Geſetzes aufgefordert, und daß er dort Aller Ach⸗ 
tung und Verehrung ſich zu erfreuen habe. Außerdem überreicht er 
Atteſte hieſiger Bürger, nach denen er am 12. November 1848 meh⸗ 
rere Bürgerwehr- Bataillone und den Maſchinenbauer-Verein, die bes 
reits bewaffneten Widerſtand zu thun beſchloſſen hatten, allein durch 
ſeine Reden von ihrem Entſchluß zurückgebracht habe. Der Staatsan⸗ 
walt, Aſſeſſor Riem, führt nach erhobener Beweisaufnahme aus, daß 
er der Anſicht ſei, der Beſchluß ſei nicht rechtsgültig gefaßt, alſo kein 
Beſchluß, es ſeien diejenigen, die ihn verbreitet hätten, verantwortlich, 
weil durch denſelben ein Zwang gegen die Krone habe verübt werden 
ſollen, in welchem Verfahren der Thatbeſtand des verſuchten Aufruhrs 
liege. Dieſe allgemeinen Annahmen der Staatsanwaltſchaft beziehen 
ſich auf alle Angeklagten, ſie ſeien bereits erörtert, und würden ſie vor 
dem Schlußplaidoyer ihrerſeits nicht wieder erwähnt. In Betreff des 
Angeklagten führt der Staatsanwalt aus, daß auch die bloße Verſen⸗ 
dung der Proklamation vom 28. November ohne weitere Aufforderung 
eine ſtrafbare Verbreitung genannt werden müſſe, weil der Inhalt der 
Proklamation deutlich ergebe, daß ſie nicht für einzelne, daß ſie für 
das Volk geſchrieben ſei. Der Angeklagte Moritz tritt in ſeiner Ver⸗ 
theidigung höchſt ironiſch der Staatsanwaltſchaft entgegen, behauptet, 
daß ohne beſtimmte Abſicht kein Faktum zum Verbrechen werden kann 
und endet mit der Bemerkung, daß der Dank für ſeine Bemühungen 
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um die Ruhe der Hauptſtadt, die Anklage wegen verſuchten Aufruhrs 
geweſen ſei. Der Advokatanwalt Dorn hält darauf die Vertheidigu 
des Moritz. Er behauptet, daß die Staatsanwaltſchaft nach und 2 
durch die Vertheidigung von ihrem Terrain zurückgedrängt ſei. Er 
führt darauf die Novembertage des Jahres 1848 vor, ruft deren erſten 
Eindruck in das Gedächtniß der Geſchwornen zurück, erinnert fie daran 
daß man wohl gewußt, es werde ein ſchweres Unrecht begangen, da 
aber Niemand habe jagen können, wer Recht, wer Unrecht gehabt 
hätte. Er behauptet, daß für ſolche außergewöhnlichen Fälle keine Ge⸗ 
ſetze vorhanden, und daß dies der damalige Staatsanwalt ſehr wohl 
gewußt habe, als er auf den Antrag der Nationalverſammlung, die 
Miniſter des Hochverraths anzuklagen, nicht nur dieſe Zumuthung 
mit Entrüſtung zurückgewieſen, ſondern in ſeiner Ablehnung unter an⸗ 
deren Gründen auch mit den geantwortet habe, es gäbe kein Geſetz 
für die Beſtrafung verantwortlicher Miniſter in einem conſtitutionellen 
Staate, und er müſſe auf dem Boden der beſtehenden Geſetze ſtehen 
bleiben. So ſei es aber ebenfalls mit den Abgeordneten geweſen, auch 
ihr Thun ſei ein außerordentliches geweſen, auch für ihre Handlungen 
gäbe es keine Geſetze. Der Vertheidiger führt darauf aus, daß, wenn 
die Angeklagten ſich ſtrafbar gemacht hätten, in jeder Veränderung des 
Miniſterii, in jeder Monſtrepetition, in jeder Addreſſe, in der Verlan⸗ 
gen ausgedrückt würden, der Verſuch zu einem Aufruhr liege, er führt 
aus, daß auch in einem abſoluten Staate, der die Anklage zu der Zeit 
angenommen und mit welcher Aeußerung ſie ſich keinen guten Dienſt 
erwieſen habe, einem Könige geſagt werden könne, ſeine Räthe 
ſeien nicht die rechten, er möge fie entlaſſen, daß alſo in einer ſol⸗ 
chen Forderung kein Aufruhr liege. Er führt ferner an, daß im Jahre 
1818 Preußen konſtitutionell geweſen, wenn die Staatsanwaltſchaft 
nicht Königliche Worte für unwahre erklären wolle. Nachdem er zu er⸗ 
weiſen bemüht, daß ein moraliſcher Zwang nicht ſtrafbar ſei, zerlegt er 
„mit großer Geſchicklichkeit die landrechtlichen Geſetze über den Aufruhr, 
und führt aus, daß phyſiſche Gewalt zu demſelben nöthig ſei. Er geht 
darauf auf die Rechtsgültigkeit des Beſchluſſes über, erweiſt, daß bei einer 
einfachen Reſolution, die nicht Geſetzesanträge enthalte, die der Kö⸗ 
niglichen Sanktion nicht bedurften, eine zweite Leſung nicht nöthig ſei, 
wie dies bei Erlaſſung von Addreſſen bei Deputationen ſtets geſchehe, 
daß aber, wenn ſie nöthig geweſen, die Staatsgewalt ſelbſt fie ver⸗ 
hindert habe, daß alſo die Erklärung des Präſidenten vollſtändig aus⸗ 
reichend ſei. Darauf geht der Vertheidiger auf die Behauptung über, 
daß, wenn der Staatsanwalt, wie er gethan, zugäbe, die Angeklag⸗ 
ten hätten geglaubt, fie handelten Recht, fie auch nicht ſtrafbar feyen, 
da ſonſt die Strafe keine gerechte, ſondern ein Fatum wäre. Der 
Staatsanwalt erwidert darauf, daß der Vertheidiger nicht alle Gründe 
aus denen die Staatsanwaltſchaft den Antrag der Nationalverſamm⸗ 
lung zurückgewieſen, vorgetragen habe, er bringt dieſe — ſie ſind be⸗ 
reits vielfach bekannt — vor und ſucht daraus zu erweiſen, daß der 
Staatsanwalt nur habe behaupten wollen, er müſſe nach den land⸗ 
rechtlichen Beſtimmungen, die noch nicht aufgehoben ſeien, ſo lange 
verfahren, bis die Aufhebung erfolgt ſei. Es ſeien königliche Verhei⸗ 
ßungen gegeben, es ſei eine Nationalverſammlung zur Vereinbarung 
einer conſtitutionellen Verfaſſung vorhanden geweſen, es ſeien con⸗ 
ſtitutionelle Geſetze gegeben worden, aber die Strafgeſetze des Land⸗ 
rechts ſeien geblieben, und von dieſem Geſichtspunkt aus habe geſtern 
die Staatsanwaltſchaft die ſtrikte Behauptung, ſie ſtehe auf abſoluti⸗ 
ſtiſchem Standpunkt, gemeint. So müſſe man ſie daher auch auf⸗ 
faſſen, nicht den politiſchen Zuſtand des Landes, ſondern den geſetz⸗ 
lichen Boden habe ſie mit dieſem Ausdruck bezeichnet. Der Staats⸗ 
anwalt führt darauf wie früher aus, daß Unkenntniß der Strafgeſetze 
nicht ſtraflos mache, worauf der Vertheidiger ihm erwidert, daß bei 
Zweifeln über Recht und Unrecht der Glaube, man handle Recht, eine 
Strafe unmöglich mache. Darauf geht man zur Anklage gegen den 
Landrath Bauer zu Krotoſchin über. Der Angeklagte, der beſchul⸗ 
digt wird, in ſeinem Wahlkreiſe den Beſchluß und die Proklamation 
verbreitet zu haben, erklärt, daß alle Thatſachen in der Anklage rich⸗ 
tig ſeien. Ein Defenſionalzeuge bekundet, daß der Angeklagte, der 
Landrath und Major in der Bürgerwehr iſt, namentlich bei dem Auf⸗ 
ſtande der Polen im Jahre 1848 zur Ordnung und Ruhe ermahnt 
habe. Der Staatsanwalt beantragt gegen ihn den Ausſpruch des 
Schuldig. Der Advokat Dorn behauptet, ſein Client habe kein Ver⸗ 
brechen begangen. Er habe nur gegen die Regierung geſtimmt, und 
deshalb ſäße er auf der Anklagebank. Der Angeklagte erklärt, daß er 
als Beamter ſo lange mit der Regierung gegangen ſei, wie dieſelbe 
die Märzverheißungen habe aufrecht erhalten wollen. Als ſie davon 
abgegangen, ſei er ins Lager der Volkspartei übergegangen und habe 
dort gehandelt, wie Pflicht und Gewiſſen es ihm geboten. enn 
man ihn auch ſeiner Ehrenrechte beraube, wenn man ihn auch ins 
Gerichtshaus ſchicke, die Ruhe feines Gewiſſens würde dadurch nicht 
geſtört werden. Siber 9 
Es folgt die Verhandlung gegen den Angeklagten Pre⸗ 
diger der faba Gemeinde zu Nordhausen Der Angeklagte ſoll eben⸗ 
falls den Steuerverweigerungsbeſchluß in ſeinem Kreiſe verbreitet ha⸗ 
ben. Er geſteht dies vollſtändig zu, und beantragt der Staatsanwalt 
daher gegen ihn das Schuldig. Der Vertheidiger Volkmar erklärt, 
daß nach der Anſicht aller Rechtslehrer Aufruhr ohne Gewalt nicht 
möglich ſei und fordert den Staatsanwalt auf ihm aus der 2000jäh⸗ 
rigen Rechtsliteratur ſeiner Anſicht entgegenſtehende Autoritäten an⸗ 
zuführen, dann würde er die Segel ſtreichen. Er führt ferner aus, 
daß die Angeklagten aus der Provinz Schleſien freigeſprochen werden 
müßten, weil dort die Obrigkeit, det Oberpräſident Binder, ſich für 
die Nationalverſammlung erklärt habe, deſſen Ausſpruch ihnen aber 
hätte Anleitung geben müſſen. Die Erwiderung des Vertheidigers 
auf die Antwort des Staatsanwalts, daß das Landrecht erſt 1794 
entſtanden, daſſelbe alſo eine 2000 jährige Litteratur nicht beſtehen 
könne, und daß die Anführung Schleſtens hier ungehörig wäre, da der 
Angeklagte Baltzer aus Nordhausen ſei, war ſehr bitter und wies die 
Staats anwaltſchaft auf den Urſprung des Landrechts und die von den 


Richtern mmene Gonnerität der Angeklagten hin. Der Ange⸗ 
klagte Baltzer führte in ſeiner Rede aus, daß das Volk durch die Anklage 
gegen ihn und ſeine Gefährten den Glauben an die Gerechtigkeit verloren 
habe. Das Volk ſage, Aufruhr ſei nach dem Geſetze ein Zuſammen⸗ 
bringen von Menſchen und Ausübung don Gewalt. Beides hätten 
fle nicht gethan, nicht gewollt. Die Anklage erſchien dem Volke alſo 
eine ungerechte, es ſchien ihm eine Parteianklage, um die Gegner der 
Regierung zu erreichen. Dieſem müßten die Geſchworenen durch ih⸗ 
ren Spruch abhelfen, in dem Volke den Glauben, daß noch Recht und 
Gerechtigkeit herrſche, herſtellen, und fo das Volksbewußtſein kräftigen 
und heben. Getroſt, wie die übrigen, lege er ſein Schickſal alſo in 
ihre Hände. Nach dieſer Rede wurde die Sitzung geſchloſſen. 2 
＋ Breslau, den 10. Februar. Die bekaunte „erſte Preußi⸗ 
17 „und National⸗Haupt⸗Garderobe-Manufaktur zum Preu⸗ 
ſchen Adler“ aus Berlin hatte ſich durch rieſige Maueranſchläge mit 
ren „beiſpiellos billigen“ Artikeln zu dem in Liegnitz bevorſtehenden 
Jahrmarkt empfohlen. Die daſigen, auf jene Handlung aufgebrach⸗ 
den Schneider zogen nun am Tage der Eröffnung des Verkaufslota⸗ 
les vor daſſelbe, und verlangten vom Herrn Kaufmann u. Comp. aus 
Berlin die Schließung des Gewölbes. Dieſer requirirte Polizei, und 
als dieſe nicht ausreichte, erſchien ein Militairpiquet, welchem es ge⸗ 
lang, innerhalb weniger Stunden die Ruhe wiederherzuſtellen. Wie⸗ 
der eine Br Ausſicht auf Schwurgerichtsſitzungen, obgleich es da⸗ 
ir an Stoff nicht mangelt. Die Zahl der Prozeſſe aus den Novem— 
ir und Maitagen ift ſo bedeutend, daß alle anderen dadurch in weite 
Ferne geſchoben werden, welche unabſehbar hinausgerückt würde, wenn 
die Staatsanwaltſchaft auf jede der unzähligen eingegangenen Denun- 
eiationen Nückficht nehmen wollte. Neulich, und zwar in der 5. Siz⸗ 
zung des Schwurgerichtes, ſtand auch der Arbeiter und Hausbefiger 
Touch s vor den Schranken. Er war des Aufruhrs beſchuldigt wor⸗ 
den und der Inhalt der Anklage folgender: C. F. Touché war im 
Sommer des Jahres 1848 in eine Unterſuchung verwickelt, und es 
ſollte ihm ein Erkenntniß eröffnet werden. Da er auf die au ihn er⸗ 
gangene Vorladung nicht erſchien, ſollte er zwangsweiſe zu dem Ter⸗ 
Srine gefellt werden. Dieſem wußte er ſich ſtets zu entziehn, und als 
er endlich am 12. Auguſt 1848 verhaftet werden ſollte, erließ er ein 
Plakat an ſeine Mitbürger unter der Ueberſchrift „perſöuliche Freiheit“, 
worin er ſich über das Verfahren der Behörden beſchwert und zum 
Schutz gegen daſſelbe auffordert. Dieſes Plakat ließ er durch feine 
Frau unter die vor ſeinem Hauſe verſammelte Menge vertheilen, und 
hielt von dem Fenſter ſeiner Wohnung aus, in der er ſich verriegelt 
hatte, leidenſchaftliche Reden, worin er ſich bitter über das vermelut⸗ 
lich erlittene Unrecht beklagte und ſchließlich an die Untenſtehenden die 
rage richtete: „ Sagt, wollt Ihr mich verhaften? Nein.“ Ein 
Theil des Publikums rief: „Bravo; er wird nicht verhaftet.“ Nun 
begab ſich Touche hinunter und zog mit der Menge vor das Rathaus,. 
um den Bürgermeiſter zu ſprechen. Dort angelangt, hielt er noch 
eine ähnliche Rede an die Verſammelten, welcher jedoch ein herbeieilen⸗ 
des Bürgerwehrbataillon durch ſeine Verhaftung ein Ende machte. 
Der Angeklagte erklärte ſich für nichtſchuldig und begann eine Ver— 
theidigungsrede abzuleſen, welche mit den Motto begaun: 
Io geiftige Regſamkeit, Da geijtige Ausdauer; 
Da geiſtiges Bewußtſein; Wo geiſtige Ausdauer, 
Wo geiſtiges Bewußtſein, * Da endlich geiſtiger Sieg 
Da gegen das Ableſen feiner Vertheidigungsrede ſeitens der Staats⸗ 
Anwaltſchaft proteſtirt wurde, fo äußerte er ſich in freier Rede dahin: 
er habe zur Publikation des Erkenntniſſes nicht kommen wollen, weil 
er fürchtete, verhaftet zu werden. Die Verſammlung vor ſeinem 
Hauſe habe ſich ohne ſein Zuthun gebildet, und er habe zwar zu ihr 
eſprochen, aber nur, um der Menge zu erklären, daß er kein Verbre⸗ 
cher ſei. An eine phyſiſche Vertheidigung habe er gar nicht gedacht, 
ſondern nur an eine geiſtige, „wie es einem gebildeten Manne! zukom⸗ 
me“ Dieſe Worte wiederholte er mehrmals mit Nachdruck. Die 
Zeugenausſagen beſtätigten meiſt dieſe Angaben; ob übrigens Touche 
don einem phyſiſchen oder moraliſchen Kampfe geſprochen habe, konnte 
nicht feſtgeſtellt werden. Die Eutlaſtungszeugen führten noch au, 
daß feine Rede in völlig leerem, inhaltloſem Geſchwätz beſtanden hätte. 
Dieſe Behauptung gewann große Glaubwürdigkeit durch die Verthei- 
digung, welche ſeitens des Angeklagten erfolgte, nachdem der Staats- 
Anwalt das Schuldig beantragt hatte. Auf dieſe augenſcheinliche Un⸗ 
fähigkeit des Touché, auf eine Verſammlung einzuwirken, ſtützte ſich 
auch vorzüglich ſein Vertheidiger, und ſuchte ferner darzuthun, daß 
die zum Begriff des Aufruhrs erforderlichen Merkmale hier nicht vor⸗ 
banden ſeien. Die Frage: „ ob Touché ſchuldig, am 12. Aug. 1848 
eine große Anzahl Breslauer Einwohner durch Reden und Flugſchrif⸗ 
ten mengebracht zu haben, um ſich der Ausführung obrigkeitli⸗ 
cher Verfügungen zu widerſetzen?“ wurde von den Geſchwornen vers 
neint, und der Angeklagte, welcher die Lachluſt der Zuhörer oft erregt 
hatte, freigelaſſen. N 
In der 7. Sitzung des Schwurgerichtes wurde der Tagearbeiter 
Riedel vorgeführt, angeklagt wegen vierten Diebſtahls. Ihm wurde 
zur Last gelegt, in der Nacht vom 23. zum 24. Auguſt v. J. eine Tonne 
mit eiſernen Reifen, und in der Nacht vom 29. zum 30. Aug. v. J. aus 
einem verriegelten Stalle 15 Gänfe und von einem Hofe eine Radwer 
(Karren) entwendet zu haben. Am Morgen darauf ſchob er eine Rad⸗ 
wer, worauf eine Tonne lag, auf der Landſtraße nach Oels. Plötz⸗ 
lich fiel die Tonne herunter, 6 Gaͤnſe liefen heraus und 2 todte ſah 
man noch darin liegen. Riedel ließ dieſelben ſammt der Tonne im 
Stiche und eilte mit der Radwer hinweg, wurde jedoch von zwei Boris 
zeibeamten, denen der Vorfall verdächtig erſchien, verfolge Am Ma⸗ 
siateiche holten fie ihn auch ein, er ſpraug jedoch, um der Verhaftung 
zu entgehen, in das Waſſer, wurde aber herausgezogen und feſtge⸗ 
nommen. Der Angeklagte leugnete feine Schuld und behauptete, er 
habe die Radwer von einem fremden alten Manne erhalten, der ihn 
gebeten, ſie ihm ein Stück Weges zu fahren. Der Alte ſei aber zu⸗ 
rückgeblieben, und als die Tonne herunterſiel und ihren Inhalt oſfen⸗ 
barte, ſei ihm dies ſo verdächtig vorgekommen, daß er weggeeilt ſei. 
In den Teich ſei er nur aus Unvorſichtigteit gefallen. — Die Eigen⸗ 
thümerin der geſtohleuen Gaͤuſe erkannte die 8 vorgefundenen als die 
gen, und der Staatsanwalt beantragte das Schuldig. Der Ver⸗ 
theidiger hielt die Thäterſchaft für nicht ganz erwieſen, ſtiltzte ſich auch 
darauf, — 15 Gänfe entwendet und Riedel nur im Beſitz von 8 be⸗ 
troffen n ſei. Die Geſchworenen wurden gefragt, ob der ꝛc. Ni! 
del ſchuldig ſei, in der Nacht vom 29. zum 30. Aug 3. 15 Gänſe 
und eine Padwer, und in der Nacht vom 23. zum 24. Auguſt eine 
Tonne mit eiſernen Reifen unter den erwähnten Umſtäuden geſtohlen 
zu haben? Sie erklärten ihn der erſten That für ſchuldig, mit der 
Bemerkung, der Umſtand ſei nicht ganz erwieſen, daß er 15 Gäuſe 
entwendet habe. Die letzte Frage wurde verneint. Der Gerichtshof 
verurtheilte den Angetlagten zu lebenslänglicher Zuchthausſtraſe und 
ſprach ihn von der Anſchuldigung, die Tonne entwendet zu haben, frei. 
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Köln, den 9. Febr., 8 Uhr Morgens. (Köln. Ztg.) Seit ges 
ſtern Vormittags iſt das Waſſer ſtündlich einen Zoll gefallen, ſo daß 
es jetzt auf 25 Fuß 4 Zoll rhein. Pegel ſteht. Fällt daſſelbe hier noch 
3 bis 4 Fuß und in Deutz noch 24 Fuß, fo werden die Werfte frei 
ſein. Mittags 12 Uhr betrug der Waſſerſtand 25 Fuß. 

Nachrichten aus dem Haag bis zum 5. Februar zufolge, ergab 
ſich aus den daſelbſt eingegangenen amtlichen Waſſerberichten, daß in 
Holland auf dem Rheine und der Waal das Eis bei fallendem Waſſer 
ſtark abtrieb. Auf dem Leck war wenig Triebeis; das Eis der Yſſel 
trieb bei abwechſelnd ſteigendem und fallendem Waſſer geregelt ab. 
Das Eis der Maas ſaß oberhalb noch feſt, unterhalb begann es in 
Bewegung zu gerathen und hier und da abzutreiben. Auf dem Mer⸗ 
wede war durch das viele Eis der Waal zu Gockum und Hardinrfeld 
das Waſſer bedeutend geſtiegen, bald aber wieder gefallen. Die Kil⸗ 
len waren oberhalb noch mit Eis beſetzt, das Waſſer ſtroͤmte aber nach 
den unteren Killen, die ſämmtlich offen zu ſein ſchienen. In Herzo⸗ 
genbuſch iſt ein großer Theil der Stadt bedeutend überſchwemmt; das 
Waſſer war in der Nacht vom 3. zum 4. Februar fo raſch geſtiegen, 
daß viele Bewohner Morgens beim Erwachen ihre Stuben unter Waſ⸗ 
fer fanden; man war in um fo größerer Beſorgniß, als den Berichten 
aus Grave zufolge ein weiteres Steigen nur zu ſehr zu fürchten war. 

(Duſſ. Itg.) Die Ueberſchwemmung der Provinz Lüttich ſind 
noch furchtbar, obgleich ſeit dem Aten die Waſſer der Maas im Fal⸗ 
len find. Alle Behörden wetteifern, um dort Hülfe zu bringen, wo 
es Noth thut. Nach manchen Gegenden war dies aber kaum möglich. 
Zu Vennes bildete die Ourche einen alles zerſtörenden Waldſtrom und 
von dem unglücklichen Orte aus ſteckte man Nothfahnen aus und 
feuerte Schüſſe ab, um Hülfe flehend, die man durch die aufgeregten 
Fluthen nicht bringen konnte. Ganze Wohnungen ſollen fortge⸗ 
ſchwemmt worden fein und wirklich iſt das Kaffeehaus und das Schieß⸗ 
gebäude der Juſel Merired zertrümmert. Die Arbeiter der Gießerei 
zu Landen wurden mit genauer Noth von den Pontoniers von den Dä⸗ 
chern gerettet, auf die fie ſich geflüchtet. Die Kähne, welche Rettung 
nach der Ourthgegend bringen, mußten mit Tauen an den Bäumen 
befeſtigt werden, ſollten ſie nicht von dem reißenden Strome fortge⸗ 
ſchleudert werden. Auch die Verwuſtungen der Viſtre ſind ſchrecklich. 
Die Drahtbrücke des Etabliſſements von Hauſter iſt ganz zerſtört, 
nur noch eine Säule ſteht aufrecht. Man weiß nicht, welche Men⸗ 
ſchen dag Opfer geworden. Vieh iſt viel ertrunken. Ein Leichnam 
iſt aus der Maas aufgeſiſcht worden. Die Brücken von Fraipont und 
Chaudfontaine find fortgeriſſen, wie die kleine Drathbrucke, die nach 
dem Gute Maſures führt. Aus Namur hört man ebenfalls Trauri⸗ 
ges über die Verheerungen des Waſſers, welches auch zu fallen au⸗ 
fing. Außerhalb, die Maas hinab, bildet die Gegend einen weiten See, 
ſo daß die Verbindung der Stadt mit der Gegend von Beez ganz ab⸗ 
gebrochen iſt. Auch die Maas hinauf iſt die Jambe-Ebene ganz 
überſchwemmt. Gärten und Felder ſind ſchrecklich verwüſtet. Die 
Straße nach Dinand iſt nur an wenigen Orten fahrbar. Auch bei 
Brüſſel und Löwen haben die Waſſer Unheil angerichtet, jedoch ſind 
fie überall im Fallen begriffen. Die Lütticher Blätter glauben, daß 
die Eiſenbahn von Lüttich nach Verviers ſchwerlich vor ſechs Wochen 
wieder hergeſtellt werden könne. Auch zu Maeſtricht und Reurmounde 
iſt die Maas ausgetreten. Ein Theil Maeſtrichts ſteht unter Waſſer. 
Zu Ruermonde ſind 14 Perſonen im Waſſer umgekommen. Bei Ruer⸗ 
monde ſind einige Dämme durchgebrochen, jo daß ganze Dörfer unter 
Waſſer geſetzt, und die Einwohner flüchten müſſen. 

Düfjeldorf, den 7. Februar. Jenſeits Düſſeldorfs ſteht das 
ganze Land unter Waſſer. Zuerſt wurde der Damm gegenüber der 
Schnellenburg durchbrochen, wodurch das Waſſer einlief und die Ort⸗ 
ſchaften Büderich, Lörick, Niederkaſſel nebſt Umgegend überſchwemmte. 
Dieſes Stau⸗Waſſer drang durch bis an das Dorf Oberkaſſel und an 
den Herdter Damm, ſtand aber 74 Fuß tiefer wie der Strom vor dem 
Damm, woraus ſich der fürchterliche Druck denken laßt. Am 5. Fe⸗ 
bruar wurde noch ſtark an dem Damm zu Herdt gearbeitet, und man 
glaubte denſelben zu retten, weil das Wetter ruhig war. In der 
Nacht erhob ſich aber ein jo fürchterlicher Süd⸗Weſt⸗Sturm, daß alle 
Auſtrengungen nichts mehr helfen konnten, der Damm brach nach 
Mitternacht durch, wodurch nun vollends die ganze Gegend über⸗ 
ſchwemmt wurde. Die Landſtraße vom Rhein nach Obertaſſel iſt an 
mehreren Stellen durchbrochen und mehrere Bäume ſind ausgeriſſen 
und fortgetrieben, auch haben die Häuſer am jeuſeitigen Ufer Beſchä⸗ 
digungen erlitten. Die ganzen Verwuſtungen, welche das Waſſer 
angerichtet hat, laſſen ſich jetzt noch nicht überſehen. 

Braunſchweig, den d. Februar. Hr. v. Gagern, dem bes 
kanntlich die hieſige Stadt ihr Ehrenbürgerrecht verliehen hat, hat an 
den Magiſtrat und die Bürger, welche die Koſten einer kunſtvollen 
Truhe, in der das Dokument überſandt wurde, beſtritten hatten, 
Dankſagungsſchreiben gerichtet. Er ſpricht darin die Hoffnung aus, 
daß die Ideen feiner Partei eine Zukunft haben, und hält dafür, daß 
der Weg der allmäligen Entwickelung, auf welchen jetzt die Beſtrebun⸗ 
gen für Reform des Deutſchen Bundesſtaats gewieſen ſeien, zu dem 
augeſtrebten Ziele führen werde. 5 : 

München, den 5. Febr. Die für unſer Königshaus jo betrü⸗ 
benden Nachrichten aus Griechenland haben namentlich den König 
Ludwig und die Königin Thereſe tief ergriffen, deren Liebling König 
Otto iſt. Der Vertehr zwiſchen unſerem Miniſterpräſidenten, dem 
König Ludwig und den Geſandten der Europäiſchen Großmächte iſt 
ſeit dem Bekanntwerden jener Vorgänge äußerſt lebhaft und finden 
deshalb täglich mehrere Conferenzen ſtatt. — Das Mastenfeſt der 
Künſtler hat geſtern Nachts im feſtlich geſchmückten und beleuchteten 
Odeonsſaale mit all der Pracht und dem ſinuigen Geſchmacke, weiche 
wir an dieſen Feſten ſtets wiederzufinden gewohnt ſind, und bei einer 
außerordentlich zahlreichen Verſammlung der Elite unſerer Geſellſchaft, 
verherrlicht durch die Gegenwart JJ. MM. der Könige Maximilian 
und Ludwig, der Königinnen Marie und Thereſe, JJ. kk. HH. der 
Prinzen und Prinzeſſinnen des k. Hauſes, daun auch Sr. k. Hoh. des 
Prinzen Wilhelm von Preußen, Vaters J. M. der Königin Marie, 
ſtattgefunden. 5 

\ Frankreich. 

Paris, den 8. Februar. (Köln. Ztg.) Gegen die Polizeiſer— 
geanten, welche angeblich dem Wagen Lamoriciere's das Umkehren 
verwehrten, was für den General ſo unangenehme Folgen hatte, iſt eine 
Unterſuchung angeordnet worden; wenn Lamoriciere die gegen ſie erho⸗ 
bene Beſchuldigung für begründet erklärt, ſo will das Miniſterium 
ſie ſämmtlich entlaſſen. 

— Die heutige Sitzung der National-Verſammlung be⸗ 
ginnt in ſtürmiſcher Weiſe. Ein kurzer, aber tumultnariſcher Zwiſchen⸗ 
fall bezeichnet die Diskuſſion über die Mittheilung des Juſtizminiſters 
bezüg zich der Verurtheilungen zu Verſailles, welche den Verluſt des 
Mandats als Repräſentant nach ſich zieren. Nachdem der Präſi⸗ 
dent den Beſchluß der Kommiſſion, welche einmüthig beantragt, daß 


die betreffenden Repräſentanten ihres Mandats für verlustig erklaͤtt wer⸗ 
den ſollen, mitgetheilt, begehrt Michel (von Bourges) das Wort, und 
proteſtirt gegen das Urtheil des Gerichtshofes von Verſailles. Ungeheu⸗ 
res Geſchrei der Rechten, welche aufſteht und verlangt, daß der Redner 
zur Ordnung gerufen werde, während die Linke ihm unter Vivats für 
die Republik Beifall klatſcht. Der Präfident ruft Michel zur Ordnung, 
mit dem Beifügen, die Juſtiz werde im Namen des Franzöſiſchen Vol⸗ 
kes geübt und ihre Urtheile müßten von Allen reſpektirt werden, ins⸗ 
beſondere aber von den Mitgliedern der National⸗Verſammlung. Mi⸗ 
chel beharrt und behauptet, daß Urtheil ſei ein ungerechtes. Gewaltiger 
Tumult auf der Rechten, der mehrere Minuten lang andauert, wah⸗ 
rend Michel lebhafte Worte mit dem Präſidenten wechſelt. Kaum ift 
die Ruhe etwas hergeſtellt, ſo ruft Michel: „Die Verurtheilten von 
Verſailles find nicht vertheidigt worden! ich proteſtire gegen das wider 
ſie gefällte Urtheil!? Der Präſident ſchlägt der Verſammlung vor, 
Michel mit dem Tadel zu belegen. Die ganze Rechte erhebt ſich unter 
Zuſtimmungsruf, während die Linke bei der Gegenprobe ſich erhebt 
und „Es lebe die Republik!“ ruft. Der Präſident droht, ſich zu be⸗ 
decken und die Sitzung aufzuheben, wenn Michel nicht ſogleich die Tri⸗ 
büne verlaſſe. Dieſer entfernt ſich, indem er der Rechten eine neue 
Proteftation zuruft. Auf feinem Plätze drängen ſich feine Freunde 
unter Händedrücken um ihn, während die Rechte ihre Entrüſtung äußert. 
Der Präfident läßt über den Antrag der Kommiſſion in Betteff der 
Ausſtoßung der verurtheilten Repräfentanten abſtimmen, der mit gro⸗ 
ßer Majorität angenommen wird, während die Linke der Republik ein 
Vivat ruft. Der Präſident erklärt die fraglichen Repräſentanten ihrer 
Eigenſchaft als ſolche für verluſtig und zeigt an, daß der Miniſter des 
Innern Behufs der Erſatzwahlen die Wahl⸗Kollegien zuſammenrufen 
werde. Nachdem die Linke noch einigen Scandal gemacht hat, nimmt 
Piscatory das Wort, um den Miniſter des Auswärtigen wegen der 
Griechiſchen Vorgange zu befragen. Er giebt eine geſchichtliche 
Darſtellung der (ſchon bekannten) Beſchwerden Englands gegen Grie⸗ 
chenland, welche nach ſeiner Behauptung weit minder erheblich und 
gewichtig ſind, als fie es fein müßten, um die bereits von England 
ergriffenen Zwangsmaßregeln zu rechtfertigen. Er räumt ein, daß 
die Frage wegen der von Frankreich zu befolgenden Politik eine 
ſehr delikate ſei, da nach der Ruſſiſchen Anſicht die Jntereſſen 
Englands und Frankreichs in der Levante gemeinſame wären. Eng⸗ 
land habe aber auch ſeinerſeits Unrecht an Griechenland verübt, 
und deßhalb ſei zu wünſchen, daß es die Vermittelung Frankreichs 
annehme. Die Haltung Rußlands der Türkei gegenüber, fein 
Einfluß in Griechenland und der Vortheil, den es daraus zu ziehen 
ſuche, ſeien für England und Frankreich gebieteriſche Gründe zum 
volltommenſten Einvernehmen. Der Miniſter der Auswärtigen, La⸗ 
hitte: „Am vorigen Freitage erſuchte ich die Verſammlung, die Au⸗ 
hörung der Fragen des Hrn. Piscatory noch acht Tage auszuſetzen. 
Ich hoffte in dieſer Iwiſchenzeit das Ergebuiß unferer erſten Unter⸗ 
handlungen zu erfahren. Dieſes Ergebniß werde ich jegt der Verſamm⸗ 
lung darlegen, die, wie ich hoffe, der Anſicht fein wird, daß die Zelt 
keine verlorene geweſen iſt. Die letzten, von unſerem Conſul in Grie⸗ 
chenland eingetroffenen Nachrichten ſind uns am 31. Jan. zugekommen. 
Sofort ſchrieben wir an unſeren Geſchäftsträger zu London, auf daß 
er die Engliſche Regierung von dem peinlichen Erſtaunen unterrichte, wel⸗ 
ches die Franzöſiſche Regierung empfunden habe, als ſie die von der Eng⸗ 
liſchen Flotte in Griechenland vollführten Handlungen erfuhr, und damit er 
Lord Palmerſtonfrage, ob die Engliſchen Agenten ein ihren Verhaltungs⸗ 
Befehlen völlig gemäßes Verfahren beobachtet Hätten. Nach einer erſten 
Antwort, die uns am 3. Februar zuging, reiſ'te Hr. Drouin de lHuys 
am 4. in außerordeutlicher Miſſion bei der Engliſchen Regierung nach 
London ab. Am 5. Febr. hat Hr. Drouin de l'Huys, nachdem er 
ſich mit dem Sekretär der auswärtigen Angelegenheiten zu London 
völlig verſtändigt hatte, den Entwurf einer auf die Vermittelung 
Frankreichs bezüglichen Note verfaßt. Dieſe Note liegt im gegen⸗ 
wärtigen Augenblicke der Engliſchen Regierung vor. Wir kennen den 
Ausgang dieſes Schrittes noch nicht; nach allen uns zugegangenen 
Eroͤffnungen aber ſcheint dieſer Ausgang uns nicht zweifelhaft: unſere 
Vermittelung wird angenommen werden. Vorläufig ſind wir un⸗ 
terrichtet worden, daß Admiral Parker den Befehl empfangen hat, die 
Zwangsmaßregeln aufzuſchieben; der Befehl ift geſtern durch Paris 
gegangen.“ Zum Schluſſe ſagte der Miniſter, daß es große Ungele⸗ 
genheiten nach ſich ziehen könnte, auf eine öffentliche Diseuffion dies 
jer Angelegenheit weiter einzugehen, während die Unterhandlungen 
noch schwebend ſeien; er bitte daher die Verſammlung, daß fie der Re⸗ 
gierung erlaube, heute auf die Fragen des Hru. Piscatory nicht zu 
antworten. Von allen Seiten wird, da Lagrence noch ſprechen will, 
die Tagesordnung begehrt und vom Präfidenten mit dem Bemerken 
unterſtützt, daß die Verſammlung ſich dadurch nicht für die Zukunft 
binde. Die Tagesordnung wird hierauf genehmigt und die Sitzung 
nach Genehmigung eines Credits von 900,637 Fr. für die Anlegung 
von fieben Linien elektriſcher Telegraphen und nach einigen Verhand⸗ 
lungen von untergeordnetem Intereſſe geſchloſſen. 
Großbritanien und Irland. 

Londen, den 5. Februar (Köln. Itg.) In der Sitzung des 
Oberhauſes vom 5. Febr. trat der Biſchof von London mit 
einem Geſetzesvorſchlage in Betreff des Verfahrens gegen Geiſtliche 
auf, die ketzeriſcher und falſcher Lehren beſchuldigt ſind. Die Bill be⸗ 
zweckt die Stiftung eines neuen Appelhofes für dergleichen Fälle, in⸗ 
dem ſie die Jurisdietion von dem richterlichen Comite des Geheimen 
Rathes auf den Biſchof des Sprengels übertragen wiſſen will und 
ward zum erſten Male verleſen. Im Unterhauſe erklärte der erſte 
Lord der Admiralität, Sir F. Baring: ſobald die geeignete Jahreszeit 
gekommen ſei, werde eine neue Expedition zur Aufſuchung Franklins 
abgehen, welche ihren Weg von Oſten her durch den Lancaſter⸗Sund 
machen ſolle. 

In der Sitzung des Unterhauſes vom 6. Februar erhielt der 
General⸗Fiscal Erlaubniß, vier neue Bills vor das Haus zu bringen, 
weiche ſich ſaͤmmtlich auf iriſche Verhältuiſſe bezogen. Die Angelegen⸗ 
heiten Ceylons kamen hierauf zur Sprache, indem Herr Hawes, 
Unter⸗Staatsſekretär des Colonlalweſens, auf Wieder⸗Ernennung 
eines Ausſchuſſes zur Prüfung der Beſchwerden der Jufel antrug. 
Herr Baillie, Präſident des vorjährigen Ausſchuſſes, verlas eine 
Correſpondenz, die er mit dem Grafen Grey geführt, in welcher der 
letztere es abgelehnt hatte, gewiſſe von ihm (Baillie) auf Anlaß des 
Ausſchuſſes genannte Zeugen vorfordern zu laſſen, unter dem Vor⸗ 
geben, der Ausſchuß habe nicht das Recht, ſeinem Vorſitzer eine ſolche 
Vollmacht zu übertragen. Ju Folge dieſer Weigerung werde die Un⸗ 
terſuchung ſich über die gegenwärtige Seſſion hinausziehen. Eine ges 
wiſſenhafte Unterſuchung werde die Beweiſe vou gemeinſamen Hand⸗ 
lungen liefern, in Vergleich mit welchen die Thaten Haynau's in Un⸗ 
garn milde und barmherzig erſcheinen würden. Herr Baillie ging nun 
auf einzelne Handlungen ungeſetzlicher Strenge, die ſich Engliſche Of⸗ 


Farngphtnn zu Schulden kommen laſſen, ein, erklärte jedoch, er köune 

ö a nicht beweiſen, wenn man die verlangten Zeugen 

nicht vorführe. Er bitte das Haus, einen Miniſter der Krone nicht in 
dem ſchaamloſen Verſuch, eine gewiſſenhafte Unterſuchung der Sache 
zu hintertreiben, zu unterſtützen. Herr Hawes erwiderte, das Ver⸗ 
halten Baillie's in dieſer Angelegenheit zeichne ſich durch ſeine gewöhn⸗ 
liche Ungerechtigkeit und Unaufrichtigkeit aus. Die von dem Ausſchuſſe 
genannten Zeugen habe man kommen laſſen, und ſie befänden ſich 
gegenwärtig in England. Er läugne, daß der Ausſchuß feinen Präfl- 
denten bevollmächtigt habe, Zeugen zu nennen, deren Herbeiſchaffung 
4-700 Pf. St. (für jeden einzelnen) koſten würde. Hume erklärt, jo 
lange er in dem Hauſe ſeine Pflicht thun könne, werde er darauf hin⸗ 
arbeiten, daß die in Ceylon begangenen Gräuel einer Unterſuchung un⸗ 
terworfen würden, trotz des unredlichen Verfahrens der Regierung, das 
feines Gleichen ſuche. Auch Dis raeli rügt das Benehmen der Re⸗ 
gierung und ſchlägt vor, das Haus möge ſeine Mißbilligung über die 
Art ausdrücken, wie die Regierung der Vorführung von Zeugen aus⸗ 
gewichen ſei. Lord J. Ruſſel behauptet, der Ausſchuß habe ſeine Be⸗ 
fugniſſe überſchritten, wenn er feinen Präſidenten bevollmächtigt habe, 
einem Staats⸗ Sekretär ohne weitere Anführung von Gründen die 
Herbeiſchaffung von Zeugen zu befehlen. Hätte man genügende Erklaͤ⸗ 
rungen gegeben, ſo würde Graf Grey für die Anweſenheit der Zeugen 
geſorgt haben. Sir J. Graham vertheibigt Lord J. Ruſſel gegen die 
Beſchuldigung, als habe er ſein Verſprechen gebrochen. Uebrigens laſſe 
ſich die Unterſuchung nicht niederſchlagen; fie ſei vielmehr ohne Rück- 
halt und mit möglichſt geringem Verzug zu verfolgen. Der Ausſchluß 
könne ſchon morgen zuſammentreten und die Zeugen nennen. Bei der 
Abſtimmung ward der Antrag des Unter-Staatsſekretärs für die Co⸗ 
lonieen mit 140 gegen 68 Stimmen angenommen. 


Spanien. 

Madrid, den J. Febr. Am 5, ſoll die Schwangerſchaft Ifa- 
bella's amtlich bekannt gemacht und mehreren Europäifchen Höfen 
mitgetheilt werden, damit ihre Vertreter zur gehörigen Zeit anweſend 
ſind, um der Entbindung beizuwohnen. — Gonzales Bravo befindet 
ſich beſſer, da die Kugel aus ſeiner Duellwunde herausgezogen wor⸗ 
den iſt. Sein Gegner Rios Roſas hat ihn beſucht und ſodann die 
Stadt verlaſſen; der Präſident der Kammer wollte ihm nicht geftatten, 
auf der Tribune Erläuterungen über ſein Duell zu geben. 

Madrid, den 2. Februar. Der miniſterielle „Popular“ behaup⸗ 
tet, daß die Carliſten ſich wirklich zu einem Einfalle in Spanien rüften 
und dabei auf den Beiſtand der Revolutionäre rechnen; er ſetzt aber 
hinzu, die Regierung ſei von Allem unterrichtet, werde neue Unruhen 
raſch unterdrücken und ihre Urheber ſtreng beſtrafen. — Der Marquis 
Labrador, einſt Geſandter Ferdinand's VII. in Rom und ſeitdem in 
Paris lebend, hat unſerem jetzigen Geſandten in Rom, Martinez de 
la Roſa, geſchrieben, daß der Vater Iſabellas kein Teſtament gemacht 
habe und daß jenes, welches man 4 Tage nach des Königs Tode fand, 
ein untergeſchobenes Document ſei. Da der achtzigjährige Marquis 
feine Behauptung durch keinerlei Beweiſe unterftügt, fo iſt derſelben 
wenig Gewicht beizulegen. 

Kammer⸗Verhandlungen. 
115te Sitzung der erſten Kammer vom 11. Februar. 
Präſident: v. Auerswald. Eröffnung 104 Uhr. 

Auf der Tagesordnung ſtehen drei nochmalige Abſtimmungen: 
1) über einen Verbeſſerungs-Autrag zu dem in der letzten Sitzung 
berathenen Petitions-Bericht; 2) über das ganze Geſetz, betreffend 
die Ablöfung der Reallaſten und die Regulirung der gutsherrlich⸗bäuer⸗ 
chen Verhäaͤltniſſe, und 3) über die zu dieſem Geſetze berathenen Zu⸗ 
ſatzparagraphen. Den vierten Punkt bildet die fortgeſetzte Berathung 
des Geſetz Entwurfs, betreffend die Gemeinheitstheilungs-Ordnung. 
Fünftens wird ſich die Kammer mit der Wahl der zehn Abgeordneten 
in das Staatenhaus zu Erfurt beſchäftigen. 2 Mm 

Abg. Burmeiſter wird zunächft auf die Verfaſſung beeidigt. 

Die drei erſten Punkte der Tagesordnung werden durch An⸗ 
nahme der betreffenden Geſetze ze. erledigt. Die von der äußerſten 
Rechten bei dem Ablöſungsgeſetz beantrage namentliche Abſtim⸗ 
mung findet keine ausreichende Unterſtützung, nur 16 Mitglieder er⸗ 
heben ſich dafür. 

Die Kammer geht zum Geſetz über die Gemeinheitsthei— 
lungs- Ordnung über. Art. 10 dieſes Geſetzes wird nach dem 
Kommiſſions-Antrage mit Ausnahme der übrigen Artikel nach dem 
Beſchluſſe der zweiten Kammer ohne Debatte angenommen. Man 
ſchreitet endlich zun Wahl der Mitglieder des Staatenhauſes. 
Die Miniſter Gr. Brandenburg, v. Strotha und v. Rabe ſind einge⸗ 
treten. Nach einer kurzen Debatte über die Art der Wahl, in welcher 
Abg. v. Itzenplitz unter großer Heiterkeit fragt: ob man denn auch ſchon 
mitgebrachte Stimmzettel in die Urne werfen koͤnne?, wird der Nas 
mens⸗Aufruf vorgenommen, indem jedes Mitglied beim Aufruf ſeines 
Namens feinen Stimmzettel abgiebt. (Als fehlend werden u. a. 
bezeichnet: Hanfemann und Baumſtark.) 

Die Zahl der Stimmenden iſt 151, abſolute Majorität: 76. 
Stimmen crhalten: die Abgeordn. v. Auerswald 148, v. Jordan 78, 
Dentzin 81, v. Canitz 70, Gr. Dönhof 91, Brüggemann 79, Möwes 
82, Stünzner 71, Gr. Pork 72, Gr. Nittberg 71, Magnus 3, Gr. 
Ibenplitz 3, Delius 2, Burmeiſter 2, Dahlmann 77, Baumſtark 75, 
v. Bernuth (Arnsberg) 74, Freiherr v. Arnim 70, » Bockum⸗Dolfs 
57, Frech 12, Scheller 11, v. Brünneck 76, Wentzel (Ratibor) zweite 
Kammer 48, v. Olfers 68, Heffter 65, Hanſemann 3, Dieterici 2, 
Knoblauch I, Graſſow 1, Jungbluth 1, Sander, Kuh, v. Katte, Kis⸗ 
ker, Gr. Arnim ze. 1. 

Gewählt find alſo die Abgeordneten zur erſten Kammer: 
v: Auerswald, Gr. Donhof, Dentzien, Mowes, 
rüggemann, v. Jordan, Dahlmann, v. Brünneck. 
Dieſelben nehmen ſämmtlich mit einigen dankenden Worten die Wahl 
an. Ehe das Reſultat verkündet wird, läßt der Präſident den Abg. 
ſer, der am Tage der Eidesleiſtung krank war, den Eid auf die 
Verfaſſung ablegen. Sämmiliche Mitglieder erheben ſich, der Abge⸗ 
ordnete ſtellt ſich der Tribüne gegenüber auf, der Seerktalr verlieſt die 
— — welche der Abgeordnete Kupfer mit erhobenen Fin⸗ 
! iſti einri fer ſchwö 
„ ene Chriſtian Heinrich Kupfer ſchwöre, fo 
Beguufs der übrigen beiden Wahlen wird von jedem Abgeordneten 
ein Name von denen, welche im erſten Scrutinium Stimmen erhalten 
haben, auf einen Stimmzettel geſchrieben. Der Namensaufruf ergiebt 
156 Stimmende. Abſolute Maforität 79. Davon erhalten Baum⸗ 
ſtark 79, Gr. Pork 71, Abg. Olfers 3, Bernuth 2, Heffter 1. 

Abg. Baumſtark iſt demnach zum Abgeordneten zum Staa⸗ 
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m dritten Serutinium nehmen 155 Stimmende Theil. Abſo⸗ 
lute Majorität 78. Abg. v. Olfers erhält 92 Ehen, = Bernuth 
47, v. Arnim 4, Gr. Pork 1, Heffter J. Abg. v. Difers ift ſo⸗ 
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nach zum letzten Mitgliede des Stagtenhauſes gewählt. Schluß der 
Sitzung: 32 Uhr. Säfte Sitzung: Morgen 12 Uhr. 
102te Sitzung der zweiten Kammer vom II. Februar. 

Eröffnung 64 Uhr. — Herr v. Auerswald erhält einen achttä⸗ 
gigen Urlaub. 8 

Vom Präſidenten der Erſten Kammer ift die Anzeige der in der 
andern Kammer heute gewählten Mitglieder für das Staatenhaus zu 
Erfurt eingegangen. Der Praſident Graf Schwerin macht einige 
vorläufige Vorſchläge rückſichtlich des von der Kammer zu befolgenden 
Wahlmodus. Die Kammer ſchiebt indeß die Entſcheidung bis zum 
Wahlakt, der morgen Abend ſtattfinden ſoll, auf. 

Eine Anfrage des Hm. Beſeler an den Ausſchuß für die deut⸗ 
ſchen Angelegenheiten, wann derſelbe über die Meckleuburgiſche Frage 
Bericht erſtatten werde, wird in Abweſenheit des Vorſitzenden vom 
Referenten dahin beantwortet, daß er jeden Augenblick bereit ſei, dem 
Ausſchuß feinen Bericht vorzulegen. Zur Tagesordnung übergehend, 
nimmt die Kammer zunächſt einige Amendements zu der letzten Bud⸗ 
get⸗Berathung, ſo wie das Geſetz über Einführung einer Einkommen⸗ 
und Klaſſenſteuer in nochmaliger Abſtimmung an. Demnächſt wird 
Bericht erſtattet von der Commiſſton zur Prüfung des Geſetz⸗Eutwurfes, 
betreffend die neue Eintheilung der Bezirke der Hypothekenämter im 
Bereiche des Appellations-Gerichtshofes zu Köln. Die Kommiſſion 
beantragt, das Geſetz, welches ſich lediglich mit einer neuen Einthei⸗ 
lung der Hypothekenämter beſchäftigt, und das materielle Hypotheken⸗ 
recht, ſowie die Geſchäftsführung gänzlich unberührt läßt, einſchließ⸗ 
lich einiger von ihr vorgeſchlagenen Abänderungen anzunehmen, indem 
fie das Bedürfniß der projektirten neuen Eintheilung mit vier gegen 
eine Stimme anerkennt. Anderer Meinung iſt der erſte Redner, der 
bei der allgemeinen Discuſſion das Wort nimmt, Abg. Ritz, der die 
Abänderung überflüſſig nennt, da nach einer langjährigen Gewährung 
hinſichtlich der Abgrenzung der beſtehenden Bezirke keine Unſicherheit 
mehr vorhanden iſt. 8 

Der Juſtizminiſter beruft ſich für die Nothwendigkeit einer 
neuen Eintheilung auf die übereinſtimmende Anſicht einer früher zu 
Köln ſtattgehabten Konferenz, der er ſelbſt beigewohnt hat. Die Hy⸗ 
pothekenämter befanden ſich lange Zeit in der größten Verwahrloſung, 
in einem größeren Bezirk kam es vor, daß ordentliche Protokolle mit 
der erforderlichen Kontraſignatur der vorgeſetzten Behörde gar nicht zu 
haben waren. Die Schwierigkeiten der neuen Anordnung darf man 
ſich nicht zu groß und allgemein denken, da einige Bezirke weniger da⸗ 
durch betroffen werden. 

In demſelben Sinne erinnert der Berichterſtatter Abg. Schmidt 
(Köln) daran, daß ſchon früher die Kreisſtande und die Stadträthe 
zu Köln, Trier und Aachen ſich gutachtlich für eine neue Eintheilung 
ausgeſprochen haben. Die Kammer geht darauf zur Specialdiscuſſion 
des Geſetzes über. Das ganze Geſet wird paragraphenweiſe mit ei⸗ 
nigen Abänderungen, und dann ſogleich durch Geſammtabſtimmung 
angenommen. 

Die Kammer geht darauf an die Berathung des achten Berichts 
der Central⸗Budget⸗Commiſſton über die Einnahmen und Aus⸗ 
gaben der Juſtizverwaltung. Die Kommiſſion erkennt zunächſt 
an, daß die Regierung im Etat für 1850 die durch die veränderte Ge⸗ 
richtsorganiſation hervorgerufenen Erinnerungen für 1849 zum großen 
Theile erledigt hat. Ueber die Sporteleinziehung durch die Finanzbe⸗ 
hörden fordert ſie die Kammer auf, ihren definitiven Beſchluß bis zur 
Berathung des Geſetzes über Erhebung der Gerichtskoſten aufzuſchieben, 
was von der Kammer angenommen wird. Desgleichen geht die Kam⸗ 
mer auf Veranlaſſung einer Aeußerung des Juſtizminiſters über den 
Antrag der Commiſſion, „die Erwartung auszuſprechen, daß die Ver⸗ 
einigung des Rheiniſchen Reviſions⸗ und Caſſationshofes mit dem 
Ober⸗Tribunal ungeſäumt angebahnt werde“, zur Tagesordnung über. 
— Die Gehalte der Vicepräſidenten bei denjenigen Appellationsgerich⸗ 
ten, bei denen die erſten Präſidenten 3500 Thlr. Gehalt beziehen, ſol⸗ 
len auf 2500, bei den übrigen Appellationsgerichten auf 2000 feſtge⸗ 
ſtellt werden; in Hamm, Arnsberg, Halberſtadt und Köslin ſollen 
jedoch nur Direktoren mit 2000 Thlr. und zu Arnsberg, Halberſtadt 
und Köslin nach Abgang der jetzigen Direktoren, nur Abtheilungs⸗ 
Dirigenten mit einer Zulage von 200 Thlr. fungiren. — Die früher 
ausgeworfenen 10,000 Thaler zu Gehaltszulagen und Gratifikationen 
für Subaltern⸗ und Unterbeamte an Obergerichten ſind im Etat für 
1850 auf die Hälfte herabgeſetzt. Davon ſind über 2000 Thlr. als 
Fonds zur Deckung von Entſchädigungen für ehemalige Patrimonial⸗ 
richter reſervirt worden und nur 2935 zu dem gedachten Zweck ſind 
geblieben. Die Kommiſſion beantragt jedoch, dieſelben nur unter der 
Vorausſetzung zu bewilligen, daß dadurch weder die Gehaltsmaxime 
der betreffenden Subalternbeamten noch die etatsmäßige Hauptſumme 
der Gehälter überſtiegen werden: wozu die Mehrheit ihre Zuſtim⸗ 
mung ertheilt. 

Für die Untergerichte waren 1849 nur 4,089,741 ausgeworfen, 
im Etat für 1850 werden in Folge der Aufhebung der Patrimonial⸗ 
gerichtsbarkeit und der Einführung der Schwurgerichte 6,578,963 
Thlr. gefordert. Dem Vorſchlag, das Durchſchnittsgehalt für Richter 
wieder wie früher, von 725 auf 750 zu erhöhen, tritt Abg. Urlichs 
mit der allgemeinen Bemerkung, daß die Kammer ſich vor dem An⸗ 
trag einer Ausgabevermehrung hüten müſſe, der Juſtizminiſter mit 
der Eröffnung entgegen, daß der Antrag eine Mehrausgabe von 
53,000 Thlr. nach ſich ziehen würde. 

Abg. Beſeler erinnert, daß man neulich eine größere Summe 
votirt habe, um die militairiſche Organiſation der Gensd'armerie zu 
erhalten; ſollte der Richterſtand nicht eben fo viel verdienen, der noch 
immer frei und ehrenwerth aus der Revolution hervorgegangen iſt, 
wenn auch einige ſeiner Mitglieder geſündigt haben? Der Finanz⸗ 
miniſter findet in den letzten Aeußerungen einen Angriff auf die Fi⸗ 
nanzverwaltung, daß ſie dem Richterſtande nicht das bewilligt habe, 
was ihm zukommt. In Finanzſachen ſprechen allein Zahlen, und 
für die laufenden Ausgaben dürfen gewiß keine Ueberſchüſſe in An⸗ 
rechnung gebracht werden. Der Mehrbetrag der Koſten der Juſtiz⸗ 
verwaltung im Jahre 1850 gegen das Jahr 1849 beweiſt, daß auf 
die Juſtizbeamten gewiß Rückſicht genommen iſt. — Der vom Abg. 
Ulfert geftellte Antrag ruͤckſichtlich des Durchſchnittsgehalts von 750 
Thalern wird durch eine geringe Mehrheit abgelehnt. Dagegen erklärt 
es die Majorität für zweckmäßig, die Abſtufungen der Richtergehalte 
bei den Kreisgerichten durch den Bezirk eines ganzen Appellationsge⸗ 
richts hindurch zu reguliren und die pekuniäre Stellung des Unterge⸗ 
richts⸗Perſonals in dem Maaße zu verbeſſern, als dies entweder ohne 
Vermehrung der Totalausgabe, oder anderweitig in dem Maaße, 
als es die finanzielle Lage des Staats geftatter, geſchehen kann. — 
Die Kammer ſtellt es endlich der Erwägung der Regierung anheim, 
ob nicht allen zur Haltung der Geſetzſammlung verpflichteten Staats⸗ 
behörden die Geſetzſammlung unentgeltlich zu verabreichen fein werde. 

Rückſichtlich der Juſtizofftzianten⸗Wittwenkaſſe erklart es die Kam⸗ 
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mer für erforderlich, daß das Juſtiz⸗Miniſterium in einem neu zu 
entwerfenden Reglement die Grundſätze niederlegen möge, nach denen 
Unterſtützungen aus der Juſtizofſiziauten⸗Wittwenkaſſe bewilligt wer⸗ 
den können. Die Summe von 10,400 Thlrn. in Pfandbriefen, welche 
früher bei der General⸗Juſtiz⸗Salarienkaſſe, aus der die Juſtizoffi⸗ 
zianten⸗Wittwenkaſſe hervorgegangen iſt, deponirt war, ift fpäter dom 
Staatsſchatz an die Juſtizofſizianten⸗Wittwenkaſſe abgetragen wor⸗ 
den. Ueber die Coursdifferenz von 546 Thlrn. erwartet die Kammer 
im Etat für 1851 eine Aufſtellung, ob ſie dem Staatsſchatz oder der 
Juſtizoffizianten-Wittwenkaſſe zu Gute kommen ſoll. 

Mit der Aufforderung der Kammer an die Regierung, zu erwä⸗ 
gen, ob nicht der Koſtenaufwand durch Einziehung entbehrlich gewor⸗ 
dener Appellationsgerichte noch mehr vermindert werden könne, erklärt 
ſich der Juſtizminiſter einverſtanden. Der Juſtiz⸗Etat wird ſchließ⸗ 
lich für 1850 mit 9,011,326 Thlr. genehmigt. — (Schluß 10 ie 
Nächſte Sitzung: Dienſtag 12 Uhr.) — Tagesordnung; Fort⸗ 
ſetzung der Gemeindeordnung. en 


eg lee ꝛc. 
oſen, den 13. Febr. Die heut Fälli erliner Zei 
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oſen, den 13. Februar. Stan N 

Von geſtern bis heute iſt derſelbe beralariſch ee abe ein 
Fallen, bald wieder ein Steigen ein; am Brückenpegel 14 F. weniger 
1 Zoll. Unverbürgten Berichten nach ſoll eine Eisſtopfung bei Neu⸗ 
ſtadt, nach audern bei Schrimm die Urfache des Stillſtandes ſeyn. 

o Poſen, den 13. Februar. Dem Verdienſte ſeine Krone! — 
Der hieſige Rettungsverein aus Feuersgefahr brachte geſtern Abend 
dem Stifter deſſelben, Herrn Landgerichtsrath Küttner, an ſeinem 
Geburtsfeſte bei Fackelſchein und unter Ueberreichung eines Geſchenks 
eine Abendmuſik; ein Beweis, wie ſehr auch bei uns das ſtille, bür⸗ 
gerliche Verdienſt ſeine Anerkennung findet. Der Zug bewegte ſich 
durch mehrere Straßen, ſtellte ſich dor der Wohnung des Gefeierten 
auf und brachte ihm ein Hoch! Herr Küttner drückte hierauf in 
Deutſcher und Polniſcher Sprache ſeinen Dank aus und verſicherte, 
daß er ſtets in dem Wohlwollen feiner Mitbürger feine größte Ehre 
und ſein höchſtes Glück gefunden habe; er werde ſich auch ferner be⸗ 
ſtreben, ſich deſſelben immer würdiger zu erweiſen und knüpfte hieran 
ein Hoch auf die fernere ſegensreiche Wirkſamkeit des Vereins. 

Es darf hierbei nicht unerwähnt bleiben, daß der Rettungsverein 
durch ſein ſchnelles, beſonnenes Einſchreiten bei Feuersgefahr, durch 
ſeine zweckmäßigen Anordnungen, durch die raſtloſe, aufopfernde Thä⸗ 
tigkeit ſeiner Mitglieder und durch feine bewährten Löſch- und Ret⸗ 
tungsapparate die Stadt ſchon vor vielem Unglücke behütet und ſich 
als ein ſehr ſegensreiches Inſtitut bewährt hat. Bi: 

— Der „Magdeb. Correſpondent“ läßt ſich Folgendes berichten: 

„Poſen, den 7. Febr. Der Commiſſionsbeſchluß, wonach eine 
Zerſtückelung des Großherzogthums und eine Einverleibung feiner Bes 
ſtandtheile in die benachbarten Provinzen befürwortet wird ſcheint 
augenblicklich die vollſte Aufmerkſamkeit der Polenpartei zu feſſeln. 
Die auffallendſte Regſamkeit zeigt ſich unter ihren Parteiführern, die 
mit raſtloſer Geſchäftigkeit heimliche Berathungen pflegen und von 
einem Punkte zum andern eilen. 

‚ Seit einiger Zeit ſchleichen in der hieſigen Provinz ganz un⸗ 
heimliche Geſtalten umher. Es ſollen Emiſſäre fein, die mit großen 
Geldmitteln verſehen ſind. Man vermuthet, daß ſie der ene 
Congregation angehören, die damit umgeht, ſich in der hieſigen Pro⸗ 
vinz zu etabliren, wo ihnen leicht ein neues Paraguay erblühen könnte. 
Die Behörden ſind eifrig dahinter. Es hat aber bis jetzt nicht ge⸗ 
lingen wollen, eines der koſtbaren Vögel habhaft zu werden“. j 

Wir fügen aus eigner Wiſſenſchaft dieſen „ Enthüllungen“ 
de e eines nachgebornen Kindes der Kreuzzeitung, Fol⸗ 
gendes hinzu: * 

Allerdings laufen hier Geſtalten umher, aber hauptſächlich auf 
den Faſchings⸗Maskenbällen, die ſehr zahlreich beſucht ſind, und mögen 
da dem geehrten Zuſchauer wohl manche unheimlich vorgekom⸗ 
men ſein. Auch entwickeln die Polen allerdings die an ihnen bekannte 
Regſamkeit im Polka⸗ und Mazurektanzen; auch mögen die Führer 
wohl manche heimliche Berathungen gepflogen haben, um dem ge⸗ 
ehrten Zuſchauer durch eine neue Tour eine Ueberraſchung zu bes 
reiten. Nächſter Tage ſteht übrigens ein Polniſcher ſogenannter Ca⸗ 
valier⸗Ball im Bazar bevor, à 2 Friedrichs'dor Entree, wir wünſchen 
dem geehrten Zuſchauer ein Freibillet, damit er feinen Enthüllungs⸗ 
vorrath vermehren kann, und verſichern ihn ſchließlich, daß uns dies 
geſchäftige Treiben der hieher zur Feier des Carnevals ziemlich zahlreich 
zurückgekehrten begüterten Polen nicht nur nicht ängſtlich, ſon⸗ 
dern ſogar recht erfreulich iſt. Unſern Behörden ſcheint es nicht 
anders zu ergehen, wenigſtens haben wir vom Gegentheil keine Beweiſe. 

r Aus dem Buker Kreiſe, den 9. Febr. Die Diebftähle im 
dieſſeitigen Kreiſe mehren ſich von Tag zu Tage und greſizen wegen 
ihrer Frechheit an's Unglaubliche. In den Grätzer Forſten kommen 
bis 12 Fuhren in den Wald, die Führer derſelben umlagern die Wald⸗ 
wärterwohnungen, während ihre Helfershelfer die Stämme fälle 
aufladen und ſo mit ihrer Beute entſchlüpfen. — Auch dringen Hor 
den von 8— 14 Mann in die Wohnungen der einzeln wohnenden 
Bauern ein und verlangen unter Drohungen die Herausgabe ihres 
Geldes. Es iſt natürlich, daß der hülfloſe Familienvater Alles her⸗ 
vorſucht, um dieſe Gäſte los zu werden; aber auch damit begnügen 
fie ſich noch nicht, ſondern dringen beim Weggehen in die Vorraths⸗ 
Kammern und Ställe und berauben ihn auch noch ſeiner Vorräthe 
und ſeines Viehs. Ser: 

Bromberg den 9. Febr. Heut finden wieder zwei Schwur⸗ 
gerichtsfigungen ſtatt, eine Einrichtung, die angeordnet iſt, um den 
auswärtigen Geſchworenen ihren Aufenthalt am hieſigen Orte abzukür⸗ 
zen; dagegen wird aber die Thätigkeit des Vorſitzenden des Gerichts⸗ 
hofes dadurch fo ſehr in Anſpruch genommen, daß derselbe unmögli 
allen Sitzungen beiwohnen kann. Daher hat in der heutigen Vormit⸗ 
tagsſitzung der Appellationsgerichtsrath von Kurnato weti zur Ab⸗ 
löfung des Kreisgerichts-Direktors Mehler mit Einwilligung des 
Appellationsgerichts präſidirt. Auf der Anklagebank befand ſich in 
genannter Sitzung der Wirth Valentin Laskowski, aus Gorzany bei 
Inowraclaw, beſchuldigt, einem Nachbarn am 20. Febr. . J. das Haus 
in Brand geſteckt zu haben. Es ſtellte ſich durch die Verhandlun 
welche dadurch, daß der Vorſitzende des Gerichtshofes ſelbſt der Pol⸗ 
niſchen Sprache ganz mächtig MR, ehr a gekürzt wurde, heraus, daß 
der Angeklagte mit feinem Nachbarn, Namens Joſeph Bilski, im Streite 
gelebt habe, namentlich daß Ne ſich gegenſeitig das Vieh pfändeten, 
daß der Angeklagte mit ihm mehrere Prozeſſe geführt, die aber zu ſei⸗ 
nem Nachtheile ausgefallen waren, und daß er mit Brandſtiftung ge⸗ 
droht hatte. Dazu war der Angeklagte an dem Tage des Brandes 
kurz vor Ausbruch deſſelben in der Nähe der abgebrannten Gebände 


gefehen worden, auch widerſetzte er ſich den Anordnungen des Dorf- 
ſchulzen beim Brande und weigerte ſich namentlich, beim Löſchen, 
Waſſerfahren ıc. behülflich zu fein. Die Geſchworenen ſprachen auf 
die Frage des Gerichtshofes nach einer Berathung von etwa 4 Stunde 
einſtimmig aus: Ja, der ıc. Laskowski ift ſchuldig, in dem Dorfe 
Gorzany vorſätzlich Feuer angelegt und dadurch einen Schaden von 
mehr als 500 Thlrn. verurſacht zu haben. Der Staatsanwalt trug 
auf lebenslängliche Zuchthausſtrafe und Verluſt der Nationalcocarde 
an. Der Gerichtshof ſtimmte dieſem Antrage bei. 


Muſterung polniſcher Zeitungen. 

Der Dziennik polski fucht in feinem Leiteartikel in Nr. 34 
das Verhalten der Polniſchen Abgeordneten in den Kammern zu recht⸗ 
fertigen. Nachdem die Prinzipien beleuchtet worden, welche ſie bei 
der Abſtimmung geleitet haben, ſtellt er es als ein Utilitätsprin⸗ 
zip auf, daß fie ſich in der Frage über die Pairie der Abſtimmung 
enthalten haben. Ueber die Zerſtückelung des Großherzogthums äußert 
ſich der Artikel ſo: Es iſt möglich, daß, ſo lange das Miniſterium 
Brandenburg⸗Manteuffel eriſtirt, es zu einer Dismembration des Her⸗ 
zogthums nicht kommen wird, und daß unſere Deputirten in der Auf⸗ 
opferung ihrer Grundſaätze dieſen augenblicklichen Vortheil (das 
Unterbleiben der Zerſtückelung) davongetragen haben. — Wir gehören 
nicht zu denen, welche die Zerſtückelung des Herzogthums für nichts 
achteten. Wir haben zu feiner Zeit die daraus hervorgehenden, trau— 
rigen Folgen entwickelt: wir erachten die Zerſtückelung für 
einen Todesſtoß in politiſcher Entwickelung und deßhalb 
ſchätzen wir die Abwendung dieſes Stoßes hoch. — Aber hat ihn die 
Regierung deshalb von uns abgewendet, um uns politiſch aufrecht zu 
erhalten, oder uns eine Gnade zu erweiſen? — Gewiß nicht! Sie 
hat uns mit unſerm eigenen Rechte tractirt, fie gab, was ſie uns jetzt 
noch nicht nehmen konnte. Die Regierung kam ſchon 1846 auf dieſen 
Gedanken, und hätte ihn zur Ausführung gebracht, wenn fie die Trac⸗ 
tate von 1815 nicht daran verhindert hätten. Wenn die Preuß. Ne: 
gierung auch heute zu den Tractaten von 1815 zurückſteuert, ſo kann 
ſie allein nicht ein Blatt aus dieſen herausreißen und eigenmächtig 
den politiſchen Zuſtand des Großherzogthums vernichten, welches un⸗ 
ter der Garantie anderer mitcontrahirenden Mächte ſteht. Die Zer— 
ſtückelung des Herzogthums war vielmehr nur ein Schreckbild, welches 
Puttkammer zum Schrecken der Polen als finis Polonise gewandt 
vorgehalten hat und dieſes Projekt unterſtützte er in der Poſener Koms 
miſſion. Daß dies fo iſt, ſagte Manteuffel, als ſchon das Ziel er: 
reicht war und er nun nicht mehr nöthig hatte, mit der Wahrheit zu— 
rückzuhalten. Er ſagte bei Gelegenheit der Erklärung unſerer 3 Ab- 
geordneten zur 1. Kammer, daß die Befürchtungen dieſer Herren we- 
gen der Polniſchen Nationalität unnütz wären, weil die Wiener Trac- 
tate, welche fie garantirten, nicht einfeitig ohne Zuſtimmung der ans 


12 Sgr. 5 Pf. 
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politiſchen Exiſtenz unſerer Nation ſind die politiſchen 
Grenzen des Großherzogthum und ſeine Unzertrennlich⸗ 
keit! (calosc.) 


Verantw. Redakteur: C. C. H. Viele. 
Angekommene Fremde. 


Vom 13. Februar. 
Hötel de Bavière: Oberamtm. Burchardt a. Weglewo; Kfm. Kar 


rewski a. Stetin; Konditor Nademacher a. Straßburg in Pr.; Gutsb. 
v. Loſſow a. Gryzyn. 
Die Gutsb. Bandelow a. Krantz; Funk a. 


Lauk's Hotel de Rome: | 
Weidenvorwerk u. Funk a. Nokitnica; Kfm. Koch a. Leipzig. 

Bazar: Gutsb. Laſzezewski a. Jerzewo. 

Hotel de Dresde: 
walski a. Obierczewo; 

Hötel de Berlin: Gutsb Kandler a, Sarbia; 


Kadow a. Czarnikau. 
Weißer Adler: 


Kürſchner Goldſchmidt a. 
Große Eiche: 
Zur Krone: 


Weizen 
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Den IT. Februar 1850. 


Br., 15 G., ZulisAugu 


Rthlr. bez. u. Br., 


Berliner Börse. . 


Die Gutsb. v. Tarzanoweti a. Noryn u. v. Ko- Se e eee e a “ri E 
Gen.-Pevollm, Ulm a Lemnitz. Sechandlungs-Prämien-Scheine. . - +++ +++ — [1043 1041 
Predigtamts-Kand, Koppel Kur-u.NeumärkischeSchuldversch. - » = + - ++: + 31 — — 
a. Popowo; Apoth. Janicke a. Samter; Landr. v. Vornſtädta Schrimm. Berliner Stadt- Obligationen. 5 105 — 
Hötel de Paris: Inſp Laskewski a. Krufzewo; Kfm. Noft a. Wreſchen; Westpreussische Pfndbriefe e 31 — 913 
Gutsp. Brownsford a. Borzeſewo, Grossh. Posener n e a 4 104 — 
Hötel de Pologne: Wirthſch⸗ Beamter Fechner a. Zaborowo; Fleiſcher E er ee 30 914 — 
Kin Brühl a, Schmiegel e 00 EU. 22. 2222ER IE. Kai 
Im eichnen Born: Die 10 7 2 Lasker a. Jarocin u. Schiefer a Liſſa; Nur- u. Neum rk 34 96 — 
iſſa. is * .. — — 
Gutsb. Ooslowelt a. Gerta. 5 A e ir 3 7 
Die Kaufl Iſaacſohn a. Ehodzieſen u. Stillmann a. Rawicz. Pre Bank-Anthei Selen? 7. ge 75 943 
1 u - 5 W A/ ⁊ᷣͤ ren, — 2 7 
Markt⸗ Berichte. Andere Goldmünzen à 5 Rth lr... zu 127 125 
Poſen, den 13. Februar. 8 Disconto e e Se . 
1 Rthlr. 16 Sgr. 8 Pf. bis 1 Rthlr. 25 Sgr. 7 Eisenbahn-Actien (voll. eingez.) 
Roggen 26 Sgr. 8 Pf. bis 29 Sgr. 4 Pf. Gerſte 22 Sgr. 3 Berlin-Anhalter A. BB. 4 — 194 
Pf. bis 21 Sgr. 5 Pf. Hafer 15 Sgr. 7 Pf. bis 17 Sgr. 9 Pf. — r — a 
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1 Rthlr. 15 Sgr. bis I Rthlr. 20 Sgr. e „„ 3 — 105 
Berlin, den 11. Februar. „ A ee en 44 | - lol 
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Rthlr., pr. Frühjahr 26 Rthir. Br., 257 u. J verk., Mai⸗Juni 5 ee ee eee, 2 104, 
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dern Mächte gebrochen werden könnten. — Aber der Ausdruck der 


123 bez. u. G. 


Leinöl loco 114 Rthlr., pr. März⸗April 113 Rthlr. 


Stadt⸗Theater in Poſen. 
Donnerſtag den 14. Februar. Vierte Gaſtdarſtellung 
der Frau Meyerhofer mit ihren Kindern Jenny 
und Stoffel, vom K. K. Theater zu Wien. Zum 
Zweitenmale: Der kleine Buchdrucker junge, 
oder: Funfzig Tauſend Franken. (Louis: 
Jenny Meyerhofer. Margarethe: Frau Meyer⸗ 
hofer.) — Dieſem geht vor: Der Dorfbarbier, 
ober: Die Schinkenkur; Komiſche Oper in 2 
Acten. Muſik von Schenk. 


Die große Theilnahme, welche die Sinfonie⸗ 
Soiréen gefunden, und die wiederholten Aufforde⸗ 
rungen, welche von den verſchiedenſten Seiten er⸗ 
gangen ſind, haben die unterzeichnete Direktion be⸗ 
wogen, nach Beendigung des erſten Concert-Cyclus 
noch einen zweiten Cyclus von drei Sinfo⸗ 
nie⸗Soircen zu veranſtalten. Sie erlaubt ſich 
deshalb, hierzu mit dem ganz gehorſamſten Bemer- 
ken einzuladen, daß den bisherigen Abonnenten ein 
beſonderes Circulair vorgelegt wird, daß außerdem 
aber auch für neue Meldungen in den Buchhand⸗ 
lungen der Herren Mittler und Scherk Abonne- 
ments⸗Liſten ausgelegt ſind. 

Poſen, den 8. Februar 1850. 
Die Direktion des Sinfonie-Vereins. 


* 
Nothwendiger Verkauf. 


Das hierſelbſt unter No. 8. und 9. belegene, zur 
Kaufmann Leonhard Uſingerſchen Konkursmaſſe 
gehörige Grundſtück, abgeſchätzt auf 5471 Rthlr. 

Sgr. 6 Pf., zufolge der nebſt Hypothekenſchein 
und Bedingungen in der Regiſtratur einzuſehenden 
Tare, ſoll 

am 25. Juli 1850 Vormittags 11 Uhr 
an ordentlicher Gerichtsſtelle im fortgeſetzten Sub⸗ 
haſtations⸗Verfahren ſubhaſtirt werden. 

Alle unbekannten Real⸗Prätendenten werden auf⸗ 

eboten, ſich bei Vermeidung der Präkluſion ſpäte⸗ 
ſtens in dieſem Termine zu melden. 

Inowraclaw, den 14. December 1849. 


Königl. Kreis-Gericht. Erſte Abtheilung. 
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Nothwendiger Verkauf. 

Das im Wongrowiecer Kreife belegene adlige 
Gut Miloslawice, im Jahr 1847 laudſchaftlich 
abgeſchätzt auf 117,826 Rthlr. 22 Sgr. 10 Pf. zu- 
folge der nebſt Hypothekenſchein und Bedingungen 
in der Regiſtratur einzuſehenden Taxe, Toll 

am 24. Juli 1850 Vormittags 10 Uhr 
an ordentlicher Gerichtsſtelle reſubhaſtirt werden. 

Der dem Aufenthalte nach unbekannte Gläubiger, 
Particulier Kaver v. Kotarski zu Poſen wird 
Bierzu one vorgeladen. 

ongrowiec, den II. December 1849. 
Königl. Kreis⸗Gericht. 1. Abtheilung. 


Nothwendiger Verkauf. 

Das den Freiſchulz Karl und Louiſe Jeske⸗ 
ſchen Eheſeuten gehörige, im Dorfe No ven, Won⸗ 
growiecer Kreiſes sub No 1. belegene Grundſtück, 
abgeſchätzt auf 13,780 Rthlr., zufolge der nebſt 
Hppothekenſchein in der Regiſtratur einzuſehenden 
Taxe, ſoll 

am 9. September 1850 Vormittags 10 Uhr 
an ordentlicher Gerichtsſtelle ſubhaſtirt werden. 

Wongrowiee, den 3. Februar 1850. 

Königliches Kreis-Gericht 1. Abtheilung. 


Gold- u. Silber⸗Auktion. 


Im Auftrage der Königl. Darlehns-Kaſſe wird 
Unterzeichneter Freitag, den 15. Februar c. 
Nachmittags um 3 Uhr im Königl. Regierungs⸗ 
Gebände im genannten Kaſſen-Lokal mehrere ver⸗ 
fallene Pfänder, beſtehend in goldenen Uhren, Rin— 
gen und Ketten, wobei eine goldene Erbſen⸗Kette, 
173 AK ſchwer, 6 Paar ſilberne Meſſer und Ga⸗ 
bein, 6 Kaffee-Löffel ꝛc., gegen gleich baare Bezah— 
lung in Pr. Cour. öffentlich verſteigern. 

An ſcheültz, 

Hauptmann a. D. u. Königl. Aukt.⸗Kommiſſarius. 

Eltern, welche willens ſind, Oſtern ihre Kinder 
hier auf Schulen zu bringen, finden bei einer ganz 
gebildeten Familie eine in jeder Hinſicht wünſchens⸗ 
werthe Aufnahme, wo ihrer Pflege die möglichſte 
Aufmerkſamkeit geſchenkt wird. Das Nähere hier⸗ 
über in der Expedition dieſer Zeitung zu erfahren. 


Wohnung zu vermiethen. 

Im Wotſchkeſchen Grundſtück Markt No. 9. 

iſt die Bel⸗Etage, welche bisher immer zur Reſtau⸗ 

ration benutzt worden iſt, und ſich auch gut zum 

Geſchafts⸗Lokal eignet, vom 1. April ab zu vermie⸗ 
then. Anſchütz. 
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1 - Tier Holz 


E —Heilsame Erfindung. WB 


Hümmert's 
Pollutions-Verhütungs-Instrument 
mit Suspensorium, 


welches, ohne im Geringsten Unannehmlichkeiten oder nachtheilige Folgen für die 
Gesundheit herbeizuführen, durchaus keine Pollution zulässt. 
Aussage ist durch vielfache Frfahrungen bestätigt und durch Zeugnisse der berühmte- 
sten Aerzte, als von Herrn Prof, Dr. Braune, Herrn Prof. Dr. Carus, 
Prof. Dr. Cerutti zu Leipzig, Herrn (Geh. Med. Rath Dr. v. Blödau zu Sonders- 
hausen und vielen andern dargethan, weshalb ich wich jeder weitern Empfehlung 
enthalte. — Gegen portofreie Einsendung des Belrags erhält man Instrument nebst 
Gebrauchs-Anweisung vom Unterzeichneten zugeschickt. 
1 Instrument in feinem Neusilber 4 Thaler Pr, Cour., 
Messing 3 


©. Filler iu Bleicherode bei Nordhausen. 


Auswanderung. 

Die Unterzeichneten bringen hiermit zur öffentli⸗ 
chen Kenntniß, daß die Verſchiffungen von Ham⸗ 
burg und Bremen nach New⸗ Mork, Balti⸗ 
more, Philadelphia, New-Orleans, Gal⸗ 
veſton, Port Adelaide und San Francisco 
in nächſter Zeit wieder ihren Anfang nehmen wer⸗ 
den, und daß ſie in den Stand geſetzt ſind, den 
Fortziehenden unter Gewährung der billigſten Ueber⸗ 
fahrtspreiſe Plätze in den ſchönſten und tüchtigſten 
Schiffen zuzutheilen, auch ihnen alle diejenigen Er⸗ 
leichterungen und Vortheile zuzuwenden, worauf ſie 
bei ihrem wichtigen Vorhaben ſo dringend angewie⸗ 
ſen ſind. 

Poſen, im Februar 1850. 

Baumert & Rabſilber, 
Haupt⸗Agenten des National: Vereins für Deutſche 
Auswanderung in Leipzig. 


Im Pawlowoer und Dzwonower Walde 
werden allwöchentlich am Freitage ſtehende Bauhöl- 
zer jeder Gattung, und zu jeder Zeit verſchiedene 
Brennhölzer zu billigen Preiſen verkauft. a 


In der 
Erſten Berliner Strohhut ⸗Waſch⸗ 
und Appretir⸗Anſtalt 


C. Ewald aus Berlin, 


Ritterſtraße No. 5. in Poſen, 

werden Italiener Stroh- und Bordüren-Hüte jeder 
Art nach den neueſten Fagons umgearbeitet, gewa⸗ 
ſchen, nach Franzoͤſiſcher Art gebleicht und durch 
Maſchinen gepreßt, ſo daß ſie an Zartheit die 
Neuen bei Weitem übertreffen. Den Herren Kauf⸗ 
leuten und Putzhändlern bei Ueberlieferung von 
Dutzenden einen bedeutenden Rabatt. 


Die Wahrheit dieser 


Herrn 
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N 
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Drerucd und Verlag von W. Decker & Comp. in Pofen. 


Unſer Aſſocie Eugen Werner, 


Tapiſſerie-Waaren⸗Handlung in Poſen 

Wibelm afra ße Ne. 24, a 
unterhält von jetzt ab ein vollſtändiges Lager unſe⸗ 
res Fabrikats und wird zu den billigſten Fabrifprei- 
jen verkaufen. — Zugleich übernimmt derſelbe die 
direkte Beſorgung von Waſchhüten, die wir 
aufs Billigſte berechnen. 


‚ Werner, 
Pein & Schröder, 


Stroh⸗ und Modehut⸗Fabrik in Berlin. 
rm 


Grasgrüne Pomeranzen 
ſriſch nd groß, 2 1 4 pro Stüc, fo wle auch 
froſtfreie Teltower Rübchen offerirt billigſt 

Michaelis Peiſer, 
* Breslauerſtraße Nro. 7. 
Ausgezeichnete Cervelat⸗Wurſt empfin 
rirt das Pfund à 9 Sgr. * 
M. Löwenthal, Wilhelmsplatz No. 10. 


Heute Donnerſtag und morgen Freitag Konzert 
von 4 neu angekommenen Harfeniſtinnen. Für gute 
Speiſen und Getränke wird beſtens geſorgt ſeyn. 

Anfang 7 Uhr Abends. Freundliche Einladung. 

Peiſer, Wronkerſtraße im Coloſſeum. 


Privatperſonen, die Pferde halten und ſelbe mit⸗ 
unter zu vermiethen geneigt ſind, belieben ihre 
Adreſſen sub F. No. 1. in die Expedition dieſer 
Zeitung niederzulegen. 


Derjenige, der Dienſtag Abend in der Bürger⸗ 
Geſellſchaft meinen Hut mit rothem Schweißleder 
und eben ſo dekorirt, umgetauſcht, wird ergebenſt 
erſucht, denſelben gegen Empfangnahme des ſeini⸗ 
gen abgeben zu wollen bei 

Jakob Schönlank, Markt 49. 


— ——— ca 
Am 9. Februar 1850 hat meine Fran, Mica, 
geborne Neumann, ſich von mir entfernt. Ich 
warne Jedermann ihr Etwas zu borgen, indem ich 
für keine Forderung aufkomme. 
C. Bitterlich. 


Der durch und durch ehrenhafte Charakter des 
Bataillons-Arztes Dr. Mayer iſt von unſeren hie⸗ 
ſigen Mitbürgern ſo durch und durch erkannt, daß 
ihm eine Rechtfertigung ſeiner Seits in der angereg⸗ 
ten ſchmuzigen Cabale wahrlich nur verdacht wer⸗ 
den könnte. 

Ein Feind der gefährlichſten der Ge» 
fährlichen, der Pasquillanten. 


Hort der Erkrankten! Hort der Wiedergeneſenen! 
Kike buſch iſt Dein Name? Kikebuſch, o Kite⸗ 
buſch, nenne mir den Arzt, der zum Wohle der 
Dienſtgeber die erkrankten Hausgenoſſen honoris 
causa behandelt! nenne ihn nicht mir allein, laut 
verfinde den Namen zum Heile der arbeitgebenden 
Menſchheit. — 


